


















§11 
Datenübermittlung an kirchliche und öffentliche 

Stellen 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten 
an Stellen im Geltungsbereich des § 1 ist zulässig, 
wenn 

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der 
übermittelnden Stelle oder der empfangenden 
kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich 
ist und 
2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nut­
zung nach § 10 zulassen würden. 

(2) Die Verantwortung für die Zu lässigkeit der 
Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Er­
folgt die Übermittlung auf Ersuchen der empfan­
genden kirchlichen Stelle, trägt diese die Verant­
wortung. In diesem Falle prüft die übermittelnde 
Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rah­
men der Aufgaben der empfangenden kirchlichen 
Stelle liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass 
zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung 
besteht. § 7 Absatz 4 bleibt unberührt. 

(3) Die empfangende kirchliche Stelle darf die 
übermittelten Daten für den Zweck verarbeiten 
oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihr übermit­
telt werden. Eine Verarbeitung oder Nutzung für 
andere Zwecke ist nur unter den Voraussetzungen 
des § 10 Absatz 2 zulässig. 

(4) Für die Übermittlung personenbezogener Da­
ten an öffentliche Stellen und an kirchliche Stellen 
außerhalb des Geltungsbereichs des § 1 gelten 
die Absätze 1-3 entsprechend, sofern sicherge­
stellt ist, dass bei dem Empfänger ausreichende 
Datenschutzmaßnahmen getroffen werden. 

(5) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach 
Absatz 1 übermittelt werden dürfen, weitere per­
sonenbezogene Daten des Betroffenen oder eines 
Dritten in Akten so verbunden, dass eine Tren­
nung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand 
möglich ist, so ist die Übermittlung auch dieser 
Daten zulässig, soweit nicht berechtigte In­
teressen des Betroffenen oder eines Dritten an 
deren Geheimhaltung offensichtlich überwiegen; 
eine Nutzung dieser Daten ist unzulässig. 

(6) Absatz 5 gilt entsprechend, wenn personen­
bezogene Daten innerhalb einer kirchlichen Stelle 
weitergegeben werden. 

§ 12 
Datenübermittlung an nicht kirchliche und nicht 

öffentliche Stellen 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten 
an nicht kirchliche Stellen, nicht öffentliche SteI­
len oder Personen ist zulässig, wenn 
1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der 
übermittelnden Stelle liegenden Aufgaben erfor­
derlich ist und die Voraussetzungen vorliegen, die 
eine Nutzung nach § 10 zulassen würden, oder 
2. der Dritte, an den die Daten übermittelt 
werden, ein berechtigtes Interesse an der Kennt-
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nis der zu übermittelnden Daten glaubhaft darlegt 
und der Betroffene kein schutzwürdiges Interesse 
an dem Ausschluss der Übermittlung hat. Das 
Übermitteln von besonderen Arten personenbezo­
gener Daten (§ 2 Absatz 10) ist abweichend von 
Satz 1 Nr. 2 nur zulässig, wenn die Voraus­
setzungen vorliegen, die eine Nutzung nach § 10 
Absätze 5 und 6 zulassen würden oder soweit dies 
zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidi­
gung rechtlicher Ansprüche erforderlich ist. 

(2) Die Verantwortung für die Zu lässigkeit der 
Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. 

(3) In den Fällen der Übermittlung nach Absatz 1 
Nr. 2 unterrichtet die übermittelnde Stelle den 
Betroffenen von der Übermittlung seiner Daten. 
Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen ist, dass er 
davon auf andere Weise Kenntnis erlangt, wenn 
die Unterrichtung wegen der Art der personen be­
zogenen Daten unter Berücksichtigung der 
schutzwürdigen Interessen des Betroffenen nicht 
geboten erscheint, wenn die Unterrichtung die 
öffentliche Sicherheit gefährden oder dem kirchli­
chen Wohl Nachteile bereiten würde. 

(4) Der Dritte, an den die Daten übermittelt 
werden, darf diese nur für den Zweck verarbeiten 
oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermit­
telt werden. Die übermittelnde Stelle hat ihn 
darauf hinzuweisen. Eine Verarbeitung oder Nut­
zung für andere Zwecke ist zulässig, wenn eine 
Übermittlung nach Absatz 1 zulässig wäre und die 
übermittelnde Stelle zugestimmt hat. 

§13 
Auskunft an den Betroffenen 

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag Auskunft zu 
erteilen über: 

1. die zu seiner Person gespeicherten Daten, 
auch soweit sie sich auf die Herkunft dieser Daten 
beziehen, 
2. die Empfänger oder Kategorien von Empfän­
gern, an die die Daten weitergegeben werden, 
und 
3. den Zweck der Speicherung. 
In dem Antrag soll die Art der personenbezoge­
nen Daten, über die Auskunft erteilt werden soll, 
näher bezeichnet werden. Sind die personenbezo­
genen Daten weder automatisiert noch in nicht 
automatisierten Dateien gespeichert, wird die 
Auskunft nur erteilt, soweit der Betroffene An­
gaben macht, die das Auffinden der Daten ermög­
lichen und der für die Erteilung der Auskunft 
erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu 
dem vom Betroffenen geltend gemachten 
Informationsinteresse steht. Das Bistum be­
stimmt das Verfahren, insbesondere die Form der 
Auskunftserteilung. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für personen bezogene 
Daten, die nur deshalb gespeichert sind, weil sie 
aufgrund gesetzlicher, satzungsgemäßer oder 
vertraglicher Aufbewahrungsvorschriften nicht ge­
löscht werden dürfen oder ausschließlich Zwecken 
der Datensicherung oder der Datenschutzkon-



trolle dienen und eine Auskunftserteilung einen 
unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde. 

(3) Die Auskunftserteilung unterbleibt soweit, 

1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung 
der in der Zuständigkeit der verantwortlichen 
Stelle liegenden Aufgaben gefährden würde, 
2. die Auskunft dem kirchlichen Wohl Nachteile 
bereiten würde, 
3. die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung gefährden würde, 
4. die Daten oder die Tatsache ihrer Speiche­
rung nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem We­
sen nach, insbesondere wegen der überwiegen­
den berechtigten Interessen eines Dritten, ge­
heim gehalten werden müssen 
und deswegen das Interesse des Betroffenen an 
der Auskunftserteilung zurücktreten muss. 

(4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf 
einer Begründung nicht, soweit durch die Mittei­
lung der tatsächlichen oder rechtlichen Gründe 
auf die die Entscheidung gestützt wird, der mit 
der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck ge­
fährdet würde. In diesem Fall ist der Betroffene 
darauf hinzuweisen, dass er sich an den Diözesan­
datenschutzbeauftragten wenden kann. 

(5) Wird dem Betroffenen keine Auskunft erteilt, 
so ist sie auf sein Verlangen dem 
Diözesandatenschutzbeauftragten zu erteilen, so­
weit nicht das Bistum im Einzelfall feststellt, dass 
dadurch das kirchliche Wohl beeinträchtigt wird. 
Die Mitteilung des Diözesandatenschutzbeauftrag­
ten an den Betroffenen darf keine Rückschlüsse 
auf den Erkenntnisstand der verantwortlichen 
Stelle zulassen, sofern diese nicht einer weiterge­
henden Auskunft zustimmt. 

(6) Die Auskunft ist unentgeltlich. 

§ 13 a 
Benachrichtigung 

(1) Werden Daten ohne Kenntnis des Betroffe­
nen erhoben, so ist er von der Speicherung, der 
Identität der verantwortlichen Stelle sowie über 
die Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbei­
tung oder Nutzung zu unterrichten. Der Betrof­
fene ist auch über die Empfänger oder Kategorien 
von Empfängern von Daten zu unterrichten, so­
weit er nicht mit der Übermittlung an diese rech­
nen muss. Sofern eine Übermittlung vorgesehen 
ist, hat die Unterrichtung spätestens bei der er­
sten Übermittlung zu erfolgen. 

(2) Eine Pflicht zur Benachrichtigung besteht 
nicht, wenn 

1. der Betroffene auf andere Weise Kenntnis 
von der Speicherung oder der Übermittlung er­
langt hat, 
2. die Unterrichtung des Betroffenen einen 
unverhältnismäßigen Aufwand erfordert oder 
3. die Speicherung oder Übermittlung der 
personenbezogenen Daten durch eine Rechtsvor­
schrift ausdrücklich vorgesehen ist. 
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(3) § 13 Absätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

§ 14 
Berichtigung, Löschung oder Sperrung von Da­

ten; Widerspruchsrecht 

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichti­
gen, wenn sie unrichtig sind. Wird festgestellt, 
dass personenbezogene Daten, die weder auto­
matisiert verarbeitet noch in nicht auto­
matisierten Dateien gespeichert sind, unrichtig 
sind, oder wird ihre Richtigkeit von dem Betroffe­
nen bestritten, so ist dies in geeigneter Weise 
festzu halten. 

(2) Personenbezogene Daten, die automatisiert 
verarbeitet oder in nicht automatisierten Dateien 
gespeichert sind, sind zu löschen, wenn 

1. ihre Speicherung unzulässig ist oder 
2. ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle 
zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden 
Aufgaben nicht mehr erforderlich ist. 

(3) An die Stelle einer Löschung tritt eine Sper­
rung, soweit 
1. einer Löschung gesetzliche, satzungsmäßige 
oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entge­
genstehen, 
2. Grund zu der Annahme besteht, dass durch 
eine Löschung schutzwürdige Interessen des Be­
troffenen beeinträchtigt würden oder 
3. eine Löschung wegen der besonderen Art der 
Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig 
hohem Aufwand möglich ist. 

(4) Personenbezogene Daten, die automatisiert 
verarbeitet oder in nicht automatisierten Dateien 
gespeichert sind, sind ferner zu sperren, soweit 
ihre Richtigkeit vom Betroffenen bestritten wird 
und sich weder die Richtigkeit noch die Un­
richtigkeit feststellen lässt. 

(5) Personenbezogene Daten dürfen nicht für 
eine automatisierte Verarbeitung oder Verarbei­
tung in nicht automatisierten Dateien erhoben, 
verarbeitet oder genutzt werden, soweit der Be­
troffene dieser bei der verantwortlichen Stelle 
widerspricht und eine Prüfung ergibt, dass das 
schutzwürdige Interesse des Betroffenen wegen 
seiner besonderen persönlichen Situation das In­
teresse der verantwortlichen Stelle an dieser Er­
hebung, Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. 
Satz 1 gilt nicht, wenn eine Rechtsvorschrift zur 
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung ver­
pflichtet. 

(6) Personenbezogene Daten, die weder auto­
matisiert verarbeitet noch in einer nicht automati­
sierten Datei gespeichert sind, sind zu sperren, 
wenn die verantwortliche Stelle im Einzelfall fest­
stellt, dass ohne die Sperrung schutzwürdige In­
teressen des Betroffenen beeinträchtigt würden 
und die Daten für die Aufgabenerfüllung der Be­
hörde nicht mehr erforderlich sind. 

(7) Gesperrte Daten dürfen ohne Einwilligung 
des Betroffenen nur übermittelt oder genutzt wer­
den, wenn 



1. es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behe­
bung einer bestehenden Beweisnot oder aus son­
stigen, im überwiegenden Interesse der verant­
wortlichen Stelle oder eines Dritten liegenden 
Gründen unerlässlich ist und 
2. die Daten hierfür übermittelt oder genutzt 
werden dürften, wenn sie nicht gesperrt wären. 

(8) Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der 
Sperrung bestrittener Daten sowie der Löschung 
oder Sperrung wegen Unzulässigkeit der Speiche­
rung sind die Stellen zu verständigen, denen im 
Rahmen einer Datenübermittlung diese Daten zur 
Speicherung weitergegeben wurden, wenn dies 
keinen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert 
und schutzwürdige Interessen des Betroffenen 
nicht entgegenstehen. 

§ 15 
Anrufung des Diözesandatenschutzbeauftragten 

(1) Wer der Ansicht ist, dass bei der Erhebung, 
Verarbeitung oder Nutzung von personenbezoge­
nen Daten durch Stellen gemäß § 1 Absatz 2 
gegen Vorschriften dieser Anordnung oder gegen 
andere Datenschutzvorschriften verstoßen wor­
den ist oder ein solcher Verstoß bevorsteht, kann 
sich unmittelbar an den Diözesandatenschutzbe­
auftragten wenden. 

(2) Auf ein solches Vorbringen hin prüft der 
Diözesandatenschutzbeauftragte den Sachver­
halt. Er fordert die betroffene kirchliche Dienst­
stelle zur Stellungnahme auf, soweit der Inhalt 
des Vorbringens den Tatbestand einer Daten­
schutzverletzung erfüllt. 

(3) Niemand darf gemaßregelt oder benachteiligt 
werden, weil er sich im Sinne des Absatzes 1 an 
den Diözesandatenschutzbeauftragten gewendet 
hat. 

§ 16 
Bestellung des Diözesandatenschutzbeauftragten 

(1) Der Bischof bestellt für den Bereich seines 
Bistums einen Diözesandatenschutzbeauftragten; 
die Bestellung erfolgt für die Dauer von minde­
stens vier, höchstens acht Jahren. Die mehrma­
lige erneute Bestellung ist zulässig. Die Bestellung 
als Datenschutzbeauftragter für mehrere Diöze­
sen und/oder Ordensgemeinschaften ist zulässig. 

(2) Zum Diözesandatenschutzbeauftragten darf 
nur bestellt werden, wer die zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverläs­
sigkeit besitzt. Er soll die Befähigung zum Richter­
amt gemäß § 5 Deutsches Richtergesetz haben 
und muss der Katholischen Kirche angehören. Der 
Diözesandatenschutzbeauftragte ist auf die ge­
wissenhafte Erfüllung seiner Pflichten und die 
Einhaltung des kirchlichen und des für die Kirchen 
verbindlichen staatlichen Rechts zu verpflichten. 
Anderweitige Tätigkeiten dürfen das Vertrauen in 
die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Diö­
zesandatenschutzbeauftragten nicht gefährden. 
Dem steht eine Bestellung als Diözesandaten-
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schutzbeauftragter für mehrere Diözesen und/ 
oder Ordensgemeinschaften nicht entgegen. 

(3) Die Bestellung kann vor Ablauf der Amtszeit 
widerrufen werden, wenn Gründe nach § 24 Deut­
sches Richtergesetz vorliegen, die bei einem Rich­
ter auf Lebenszeit dessen Entlassung aus dem 
Dienst rechtfertigen, oder Gründe vorliegen, die 
nach der Grundordnung des kirchlichen Dienstes 
im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse in der 
jeweils geltenden Fassung eine Kündigung recht­
fertigen. Auf Antrag des Beauftragten nimmt der 
Bischof die Bestellung zurück. 

§ 17 
Rechtsstellung des Diözesandatenschutz­

beauftragten 

(1) Der Diözesandatenschutzbeauftragte ist in 
Ausübung seiner Tätigkeit an Weisungen nicht 
gebunden und nur dem kirchlichen Recht und dem 
für die Kirchen verbindlichen staatlichen Recht 
unterworfen. 
Die Ausübung seiner Tätigkeit geschieht in 
organisatorischer und sachlicher Unabhängigkeit. 
Die Dienstaufsicht ist so zu regeln, dass dadurch 
die Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Das der Bestellung zum Diözesandaten­
schutzbeauftragten zugrunde liegende Dienstver­
hältnis kann während der Amtszeit nur unter den 
Voraussetzungen des § 16 Absatz 3 beendet 
werden. Dieser Kündigungsschutz wirkt für den 
Zeitraum von einem Jahr nach der Beendigung 
der Amtszeit entsprechend fort, soweit ein kirchli­
ches Beschäftigungsverhältnis fortgeführt wird 
oder sich anschließt. 

(3) Dem Diözesandatenschutzbeauftragten wird 
die für die Erfüllung seiner Aufgaben angemes­
sene Personal- und Sachausstattung zur Verfü­
gung gestellt. Er verfügt über einen eigenen jähr­
lichen Haushalt, der gesondert auszuweisen ist 
und veröffentlicht wird. 

(4) Der Diözesandatenschutzbeauftragte wählt 
das notwendige Personal aus, das von einer kirch­
lichen Stelle angestellt wird. Die vom Diözesanda­
tenschutzbeauftragten ausgewählten und von die­
ser kirchlichen Stelle angestellten Mitarbeiter un­
terstehen der Dienst- und Fachaufsicht des Diö­
zesandatenschutzbeauftragten und können nur 
mit seinem Einverständnis von der kirchlichen 
Stelle gekündigt, versetzt oder abgeordnet wer­
den. 

(5) Der Diözesandatenschutzbeauftragte ist 
oberste Dienstbehörde im Sinne des § 96 Straf­
prozessordnung. Er trifft die Entscheidung über 
Aussagegenehmigungen für seinen Bereich in ei­
gener Verantwortung. Der Diözesandatenschutz­
beauftragte ist oberste Aufsichtsbehörde im Sinne 
des § 99 Verwaltungsgerichtsordnung. 

(6) Der Diözesandatenschutzbeauftragte bestellt 
im Einvernehmen mit dem Diözesanbischof einen 
Vertreter, der im Fall seiner Verhinderung die 



unaufschiebbaren Entscheidungen trifft. Für den 
Vertreter gilt § 16 Absatz 2 entsprechend. 

(7) Der Diözesandatenschutzbeauftragte ist, 
auch nach Beendigung seines Auftrages, ver­
pflichtet, über die ihm in seiner Eigenschaft als 
Diözesandatenschutzbeauftragtem bekannt ge­
wordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu 
bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im 
dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die 
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach kei­
ner Geheimhaltung bedürfen. 

(8) Der Diözesandatenschutzbeauftragte darf, 
auch wenn sein Auftrag beendet ist, über solche 
Angelegenheiten ohne Genehmigung des Bischofs 
weder vor Gericht noch außergerichtlich Aussagen 
oder Erklärungen abgeben. Die Genehmigung, als 
Zeuge auszusagen, wird in der Regel erteilt. Un­
berührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht, 
Straftaten anzuzeigen. 

§ 18 Aufgaben des Diözesandatenschutz­
beauftragten 

(1) Der Diözesandatenschutzbeauftragte wacht 
über die Einhaltung der Vorschriften dieser Anord­
nung sowie anderer Vorschriften über den Daten­
schutz. Er kann Empfehlungen zur Verbesserung 
des Datenschutzes geben. Des Weiteren kann er 
die bischöfliche Behörde und sonstige kirchliche 
Dienststellen in seinem Bereich in Fragen des 
Datenschutzes beraten. Auf Anforderung der 
bischöflichen Behörde hat der Diözesandaten­
schutzbeauftragte Gutachten zu erstellen und Be­
richte zu erstatten. 

(2) Die in § 1 Absatz 2 genannten Stellen sind 
verpflichtet, den Diözesandatenschutzbeauf­
tragten bei der Erfüllung seiner Aufgaben zur 
unterstützen. Ihm ist dabei insbesondere 

1. Auskunft zu seinen Fragen sowie Einsicht in 
alle Unterlagen und Akten zu gewähren, die im 
Zusammenhang mit der Verarbeitung personen­
bezogener Daten stehen, namentlich in die ge­
speicherten Daten und in die Datenverarbeitungs­
programme, 
2. während der Dienstzeit Zutritt zu allen 
Diensträumen, die der Verarbeitung und Aufbe­
wahrung automatisierter Dateien dienen, zu ge­
währen, 
soweit nicht sonstige kirchliche Vorschriften 
entgegenstehen. 

(3) Der Diözesandatenschutzbeauftragte erstellt 
jährlich einen Tätigkeitsbericht, der dem Bischof 
vorgelegt und der Öffentlichkeit zugänglich ge­
macht wird. Der Tätigkeitsbericht soll auch eine 
Darstellung der wesentlichen Entwicklungen des 
Datenschutzes im nichtkirchlichen Bereich ent­
halten. 

(4) Der Diözesandatenschutzbeauftragte wirkt 
auf die Zusammenarbeit mit den kirchlichen Stei­
len, insbesondere mit den anderen Diözesanda­
tenschutzbeauftragten, hin. 
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(5) Zu seinem Aufgabenbereich gehört die Zu­
sammenarbeit mit den staatlichen Beauftragten 
für den Datenschutz. 

§ 19 
Beanstandungen durch den Diözesandatenschutz­

beauftragten 

(1) Stellt der Diözesandatenschutzbeauftragte 
Verstöße gegen Vorschriften dieser Anordnung 
oder gegen andere Datenschutzbestimmungen 
oder sonstige Mängel bei der Verarbeitung perso­
nenbezogener Daten fest, so beanstandet er diese 
unter Setzung einer angemessenen Frist zur 
Behebung gegenüber der betroffenen kirchlichen 
Dienststelle. 

(2) Wird die Beanstandung nicht fristgerecht be­
hoben, so verständigt der Diözesandatenschutz­
beauftragte die Aufsicht führende Stelle und for­
dert sie zu einer Stellungnahme auf. 

(3) Der Diözesandatenschutzbeauftragte kann 
von einer Beanstandung absehen oder auf eine 
Stellungnahme der Aufsicht führenden Stelle ver­
zichten, wenn es sich um unerhebliche Mängel 
handelt, deren Behebung mittlerweile erfolgt ist. 

(4) Mit der Beanstandung kann der 
Diözesandatenschutzbeauftragte Vorschläge zur 
Beseitigung der Mängel und zur sonstigen Verbes­
serung des Datenschutzes verbinden. 

(5) Die gemäß Absatz 2 abzugebende Stellung­
nahme soll auch eine Darstellung der Maßnahmen 
enthalten, die aufgrund der Beanstandungen des 
Diözesandatenschutzbeauftragten getroffen wor­
den sind. 

(6) Zur Gewährleistung der Vorschriften dieser 
Anordnung und anderer Vorschriften über den 
Datenschutz kann der Di­
özesandatenschutzbeauftragte gegenüber der 
betroffenen Dienststelle Maßnahmen zur Beseiti­
gung festgestellter Verstöße bei der Erhebung, 
Verarbeitung oder Nutzung personen bezogener 
Daten oder technischer und organisatorischer 
Mängel anordnen. Wird diese Anordnung nicht 
fristgemäß umgesetzt, hat sich der 
Diözesandatenschutzbeauftragte an die Aufsicht 
führende Stelle zu wenden, die zeitnah über die 
notwendigen Maßnahmen entscheidet. 

§ 20 
Betrieblicher Beauftragter für den Datenschutz 

(1) Kirchliche Stellen im Sinne des § 1 Absatz 2, 
die personenbezogene Daten automatisiert erhe­
ben, verarbeiten oder nutzen, können einen be­
trieblichen Datenschutzbeauftragten schriftlich 
bestellen. 

(2) Sind mit der automatisierten Datenerhebung, 
-verarbeitung oder -nutzung mehr als zehn Perso­
nen befasst, so soll ein betrieblicher Datenschutz­
beauftragter bestellt werden. 



(3) Zum betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
darf nur bestellt werden, wer die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zu­
verlässigkeit besitzt. Mit dieser Aufgabe kann 
auch eine Person außerhalb der kirchlichen Stelle 
betraut werden. Ein betrieblicher Datenschutzbe­
auftragter kann von mehreren kirchlichen Stellen 
bestellt werden. 

(4) Der betriebliche Datenschutzbeauftragte ist 
dem Leiter der kirchlichen Stelle unmittelbar zu 
unterstellen. Er ist in Ausübung seiner Fachkunde 
auf dem Gebiet des Datenschutzes weisungsfrei. 
Er darf wegen der Erfüllung seiner Aufgaben nicht 
benachteiligt werden. 

(5) Die kirchlichen Stellen haben den betriebli­
chen Datenschutzbeauftragten bei der Erfüllung 
seiner Aufgaben zu unterstützen. Betroffene kön­
nen sich jederzeit an den betrieblichen Daten­
schutzbeauftragten wenden. 

(6) Ist ein betrieblicher Beauftragter für den 
Datenschutz bestellt worden, so ist die Kündigung 
seines Arbeitsverhältnisses unzulässig, es sei 
denn, dass Tatsachen vorliegen, welche die ver­
antwortliche Stelle zur Kündigung aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung der Kündigungsfrist 
berechtigen. Nach der Abberufung als betriebli­
cher Beauftragter für den Datenschutz ist die 
Kündigung innerhalb eines Jahres nach der Been­
digung der Bestellung unzulässig, es sei denn, 
dass die verantwortliche Stelle zur Kündigung aus 
wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündi­
gungsfrist berechtigt ist. 

(7) Zur Erhaltung der zur Erfüllung seiner Aufga­
ben erforderlichen Fachkunde hat die verantwort­
liche Stelle dem betrieblichen Beauftragten für 
den Datenschutz die Teilnahme an Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltungen in angemessenem 
Umfang zu ermöglichen und deren Kosten zu 
übernehmen. 

(8) Im Übrigen findet § 16 entsprechende An­
wendung. 

(9) Sind mit der automatisierten Datenerhebung, 
-verarbeitung oder -nutzung weniger als elf Per­
sonen befasst, kann die Erfüllung der Aufgaben 
des betrieblichen Datenschutzes in anderer Weise 
geregelt werden. 

§ 21 
Aufgaben des betrieblichen Datenschutz­

beauftragten 

(1) Der betriebliche Datenschutzbeauftragte 
wirkt auf die Einhaltung dieser Anordnung und 
anderer Vorschriften über den Datenschutz hin. 
Zu diesem Zweck kann er sich in Zweifelsfällen an 
den Diözesandatenschutzbeauftragten gem. § 16 
KDO wenden. Er hat insbesondere 

1. die ordnungsgemäße Anwendung der 
Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe 
personen bezogene Daten verarbeitet werden sol­
len, zu überwachen; zu diesem Zweck ist er über 
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Vorhaben der automatisierten Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten rechtzeitig zu unterrich­
ten, 
2. die bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten tätigen Personen durch geeignete Maßnah­
men mit den Vorschriften dieser Anordnung sowie 
anderer Vorschriften über den Datenschutz und 
mit den jeweiligen besonderen Erfordernissen des 
Datenschutzes vertraut zu machen. 

(2) Dem betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
ist von der verantwortlichen Stelle eine Übersicht 
nach § 3 a Absatz 2 zur Verfügung zu stellen. 

(3) Der betriebliche Datenschutzbeauftragte 
macht die Angaben nach § 3 a Absatz 2 Nr. 1 bis 
7 auf Antrag jedermann in geeigneter Weise 
verfügbar, der ein berechtigtes Interesse nach­
weist. 

§ 22 
Ermächtigungen 

Die zur Durchführung dieser Anordnung erforder­
lichen Regelungen trifft der Generalvikar. Er legt 
insbesondere fest: 
a) den Inhalt der Meldung gemäß § 3 a, 
b) den Inhalt der schriftlichen Verpflichtungser­
klärung gemäß § 4 Satz 2, 
c) die technischen und organisatorischen Maß­
nahmen gemäß § 6 Satz 1, 
d) die Erfüllung der Aufgaben des betrieblichen 
Datenschutzes gemäß § 20 Absatz 9. 

§ 23 
Schlussbestimmung 

Diese Anordnung tritt am 01.10.2003 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Anordnung über den kirchli­
chen Datenschutz - KDO vom 18.02.1994 außer 
Kraft. 

Nr. 131 Dritte Verordnung zur Änderung der 
Satzung des Kirchensteuerrats der 
Diözese Essen 

vom 
01.12.2014 

Artikel I 
Die Satzung des Kirchensteuerrats in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.02.1978 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Essen 1978, 
S. 43 ff., Nr. 40), zuletzt geändert durch Verord­
nung vom 31.10.2008 (Kirchliches Amtsblatt für 
die Diözese Essen 2008, S. 220, Nr. 133) wird wie 
folgt geändert: 
1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Ziffer 1 erhält folgende Fassung: 
der Generalvikar oder ein von ihm benannter 

Stellvertreter als Vorsitzender; letzterer wird im 
Falle der Sedisvakanz vom Diözesanadministrator 
ernannt; 
b) Absatz 1 Ziffer 2 wird neu eingefügt: 

der Dompropst oder ein von ihm benannter 
Stellvertreter; 



c) Absatz 1 Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 
der Leiter der Hauptabteilung Finanzen und 

bischöfliche Liegenschaften des Bischöflichen Ge­
neralvikariats; 
d) Absatz 1 Ziffer 4 erhält folgende Fassung: 

ein vom Diözesanbischof zu berufender Be­
diensteter des bischöflichen Generalvikariates, 
der die Befähigung zum Richteramt im Sinne von 
§ 5 Abs. 1 DRiG haben oder die Voraussetzungen 
für den höheren Verwaltungsdienst im Sinne der 
staatlichen Vorschriften erfüllen soll; 
e) Absatz 1 Ziffer 5 entspricht Absatz 1 Nr. 4 
der alten Fassung. 
f) Absatz 1 Ziffer 6 entspricht Absatz 1 Nr. 5 
der alten Fassung. 
g) In Absatz 2 wird der Verweis auf "gemäß 
Abs. 1 Ziffer 4" durch "gemäß Abs. 1 Ziffer 5" 
ersetzt. 
h) In Absatz 3 wird der Verweis auf "gemäß 
Abs. 1 Ziffer 5" durch "gemäß Abs. 1 Ziffer 6" 
ersetzt. 

2. In § 2 Absatz 1 Satz 1 und 2 werden jeweils 
die Angaben "gemäß § 1 Abs. 1 Ziffer 4 und 5" 
durch die Angaben "gemäß § 1 Abs. 1 Ziffer 5 und 
6" ersetzt. 

3. § 5 Absatz 1 Ziffer 1 wird wie folgt geändert: 
a) die Haushaltspläne zu beschließen und die 
Durchführung zu überwachen 

a) der Diözese Essen 
b) des Bischöflichen Stuhls soweit ihm recht 
mäßig zugewiesen 
c) des Domkapitels soweit ihm rechtmäßig 

zugewiesen 
b) In Absatz 2 wird der Verweis auf "§ 1 Abs. 1 
Ziffer 3" in "§ 1 Abs. 1 Ziffer 4" geändert. 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
Die Beschlüsse werden mit Mehrheit der Stimmen 
der erschienenen Mitglieder des Kirchensteuer­
rates gefasst. Im Fall der Stimmengleichheit ent­
scheidet die Stimme des Vorsitzenden, es sei 
denn, der Beschluss betrifft unmittelbar den 
Haushaltsplan des Domkapitels. In diesem Fall 
entscheidet bei Stimmgleichheit die Stimme des 
Dompropstes oder bei dessen Abwesenheit die 
Stimme seines Vertreters. 
b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
Der Vorsitzende leitet die ordnungsgemäß gefas­
sten Beschlüsse nach § 5 Abs. 1 Ziffer 1 a) und b) 
und 2 dem Diözesanbischof zur Unterzeichnung 
zu. Den Beschluss nach § 5 Abs. 1 Ziffer 1 c) 
leitet er dem Dompropst zur Unterzeichnung zu. 
Die Beschlüsse nach § 5 Abs. 1 Ziffer 2 legt der 
Bischof, nachdem er sie unterzeichnet hat, den 
zuständigen staatlichen Organen zur Anerken­
nung vor (§ 16 Kirchensteuergesetz) und macht 
sie nach der staatlichen Anerkennung mit den 
Beschlüssen nach § 5 Abs. 1 Ziffer 1 im Kirchli­
chen Amtsblatt für die Diözese Essen bekannt 
(§ 16 Kirchensteuerordnung). 

5. § 9 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
(2) Das Protokoll ist vom Vorsitzenden, dem 
Dompropst oder dessen entsandten Sitzungsver-
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treter gemäß § 1 Abs. 1 Ziffer 2 und einem weite­
ren Mitglied des Kirchensteuerrats zu unterzeich­
nen. 

6. In § 11 wird die Bezeichnung "Kapitularvikar" 
durch "Diözesanadministrator" ersetzt. 

7. § 12 erhält die Überschrift "Inkrafttreten". 

8. § 12 erhält folgende Fassung: 

a) Diese Fassung 
01.01.2015 in Kraft, 
mungen außer Kraft. 
b) Absatz 2 entfällt. 

der Satzung tritt zum 
entgegenstehende Bestim-

Artikel II 
Diese Verordnung tritt mit der Veröffentlichung 
im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Essen in 
Kraft. 

Essen, 01.12.2014 

+ Dr. Franz-Josef Overbeck 
Bischof von Essen 

Nr. 132 Satzung des Kirchensteuerrats der 
Diözese Essen 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.02.1978, geändert durch die Verordnung zur 
Änderung der Satzung des Kirchensteuerrats der 
Diözese Essen vom 08.05.1969, geändert durch 
die zweite Verordnung zur Änderung der Satzung 
des Kirchensteuerrats der Diözese Essen vom 
31.10.2008, geändert durch die dritte Verord­
nung zur Änderung der Satzung des Kirchensteu­
errats der Diözese Essen vom 01.12.2014, gültig 
ab 01.01.2015 

Für die Diözese Essen besteht ein Kirchensteuer­
rat. Zusammensetzung und Aufgaben regeln die 
nachstehenden Bestimmungen. 

§ 1 Zusammensetzung 

(1) Dem Kirchensteuerrat gehören an: 

1. der Generalvikar oder ein von ihm benannter 
Stellvertreter als Vorsitzender; letzterer wird im 
Falle der Sedisvakanz vom Diözesanadministrator 
ernannt; 

2. der Dompropst oder ein von ihm benannter 
Stellvertreter; 

3. der Leiter der Hauptabteilung Finanzen und 
bischöfliche Liegenschaften des Bischöflichen Ge­
neralvikariats; 

4. ein vom Diözesanbischof zu berufender Be­
diensteter des bischöflichen Generalvikariates, 
der die Befähigung zum Richteramt im Sinne von 
§ 5 Abs. 1 DRiG haben oder die Voraussetzungen 
für den höheren Verwaltungsdienst im Sinne der 
staatlichen Vorschriften erfüllen soll; 



5. zwei Priester der Diözese Essen; 

6. zwanzig nicht hauptamtlich im kirchlichen 
Dienst stehende Laien. 

(2) Die Mitglieder gemäß Abs. 1 Ziffer 5 werden 
von den Mitgliedern des Priesterrates gewählt. 

(3) Von den Mitgliedern gemäß Abs. 1 Ziffer 6 
werden siebzehn durch die Kirchenvorstände der 
Diözese Essen gewählt. Wählbar ist, wer seinen 
Wohnsitz in der Diözese Essen hat, der Kirchen­
steuerpflicht unterliegt und die nach den gelten­
den Vorschriften erforderlichen persönlichen Vor­
aussetzungen für die Mitgliedschaft in einem Kir­
chenvorstand besitzt. Drei Mitglieder werden vom 
Diözesanbischof berufen. 

(4) Die Mitgliedschaft endet, wenn die Wählbar­
keit entfällt oder die Voraussetzungen für die 
Berufung entfallen. Sie endet ferner, wenn der 
Rücktritt erklärt wird. 

(5) Wenn ein Gewählter seine Wahl nicht an­
nimmt, tritt nach Maßgabe der Wahlordnung das 
Ersatzmitglied ein. Das gleiche gilt, wenn ein 
Mitglied aus seinem Amt ausscheidet. 

(6) Der Kirchensteuerrat wählt aus seinen Mit­
gliedern den stellvertretenden Vorsitzenden. 

§ 2 Wahlordnung 

Das Verfahren für die Wahl der Mitglieder und 
Ersatzmitglieder gemäß § 1 Abs. 1 Ziffer 5 und 6 
und § 1 Abs. 5 regelt eine Wahlordnung, die im 
Amtsblatt für die Diözese Essen bekannt gemacht 
wird. Die Wahlordnung hat für die Wahl der Mit­
glieder gemäß § 1 Abs. 1 Ziffer 5 und 6 und § 1 
Abs. 5 die erforderlichen Bestimmungen über die 
Zahl der Wahlbezirke, deren Einteilung, die Zahl 
der in den Wahlbezirken zu wählenden Mitglieder 
und Ersatzmitglieder und der Durchführung der 
Wahl zu enthalten. 

§ 3 Amtszeit 

(1) Die Amtszeit der gewählten und berufenen 
Mitglieder beträgt fünf Jahre. Die Ersatzmitglieder 
müssen bei jeder Wahl neu gewählt werden. 

(2) Wiederwahl und erneute Berufung sind zuläs­
sig. 

(3) Scheiden gewählte oder berufene Mitglieder 
während ihrer Amtszeit aus, so tritt nach Maß­
gabe der Wahlordnung das Ersatzmitglied bzw. 
das neu berufene Mitglied in die Amtszeit des 
ausgeschiedenen Mitglieds ein. 

§ 4 Verpflichtung 

Die gewählten und berufenen Mitglieder sind zu 
Beginn ihrer Amtszeit durch den Vorsitzenden auf 
die gewissenhafte Erfüllung ihrer Aufgaben und 
die Wahrung des Steuergeheimnisses (§ 30 Abga­
benordnung) zu verpflichten. 
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§ 5 Aufgaben 

(1) Der Kirchensteuerrat hat die folgenden Auf­
gaben: 

1. die Haushaltspläne zu beschließen und die 
Durchführung zu überwachen 
a) der Diözese Essen, 
b) des Bischöflichen Stuhls soweit ihm rechtmä­
ßig zugewiesen, 
c) des Domkapitels soweit ihm rechtmäßig zu­
gewiesen, 

2. die Höhe der Kirchensteuer unter Berücksich­
tigung des kirchlichen Finanzbedarfs gemäß der 
Kirchensteuerordnung der Diözese Essen, in der 
jeweils geltenden Fassung festzusetzen, 

3. über Anträge auf Erlass und Stundung der 
Kirchensteuer gemäß § 13 der Kirchensteuerord­
nung zu entscheiden. 

(2) Der Kirchensteuerrat kann die Erfüllung der 
Aufgabe nach Abs. 1 Ziffer 3 einem aus seiner 
Mitte gewählten Erlassausschuss übertragen, dem 
das Mitglied gemäß § 1 Abs. 1 Ziffer 4 angehören 
muss. 

§ 6 Einberufung 

(1) Der Vorsitzende beruft den Kirchensteuerrat 
zu den Sitzungen ein, so oft es zur ordnungsge­
mäßen Erledigung der Geschäfte erforderlich ist 
oder wenn ein Viertel der Mitglieder dies bean­
tragt, mindestens jedoch einmal im Jahr. 

(2) Zu den Sitzungen sind sämtliche Mitglieder 
schriftlich unter Angabe der Tagesordnung - spä­
testens acht Tage vor der Sitzung - einzuladen. 
Maßgebend für die Rechtzeitigkeit der Einladung 
ist der Tag der Absendung. In Eilfällen kann die 
Einberufungsfrist bis auf drei Tage verkürzt wer­
den. 

(3) Der Vorsitzende kann und hat auf Verlangen 
des Kirchensteuerrates die zuständigen Mitarbei­
ter des bischöflichen Generalvikariates zu den 
Sitzungen des Kirchensteuerrates einzuladen, so­
fern die Tagesordnung ihr Sachgebiet betrifft. 
Entsprechendes gilt für die Hinzuziehung von 
Sachverständigen. 

§ 7 Beschlussfähigkeit 

(1) Der Kirchensteuerrat ist beschlussfähig, 
wenn die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Er ist 
stets beschlussfähig, wenn er zum zweiten Male 
zur Sitzung mit derselben Tagesordnung eingela­
den wird und auf diese Folge bei der Einberufung 
ausdrücklich hingewiesen worden ist. 
(2) Ist nicht vorschriftsmäßig eingeladen, so 
kann ein Beschluss nur gefasst werden, wenn alle 
Mitglieder anwesend sind und niemand wider­
spricht. 

(3) Ist ein Mitglied nicht ordnungsgemäß ein­
geladen, so kann es den gefassten Beschlüssen 
schriftlich mit der Folge widersprechen, dass der 



Kirchensteuerrat erneut zur Beratung und zur 
Beschlussfassung einzuberufen ist. Das Wider­
spruchsrecht entfällt, wenn das betreffende Mit­
glied an der Sitzung teilgenommen hat. Der Wi­
derspruch muss innerhalb von zwei Wochen nach 
Absendung des Protokolls (§ 9 Abs. 3) beim Vor­
sitzenden eingegangen sein. 

§ 8 Beschlussfassung 

(1) Die Beschlüsse werden mit Mehrheit der 
Stimmen der erschienenen Mitglieder des Kir­
chensteuerrates gefasst. Im Fall der Stimmen­
gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzen­
den, es sei denn, der Beschluss betrifft unmittel­
bar den Haushaltsplan des Domkapitels. In die­
sem Fall entscheidet bei Stimmgleichheit die 
Stimme des Dompropstes oder bei dessen Abwe­
senheit die Stimme seines Vertreters. 

(2) Der Vorsitzende leitet die ordnungsgemäß 
gefassten Beschlüsse nach § 5 Abs. 1 Ziffer 1 a) 
und b) und 2 dem Diözesanbischof zur Unter­
zeichnung zu. Den Beschluss nach § 5 Abs. 1 
Ziffer 1 c) leitet er dem Dompropst zur Unter­
zeichnung zu. Die Beschlüsse nach § 5 Abs. 1 
Ziffer 2 legt der Bischof, nachdem er sie unter­
zeichnet hat, den zuständigen staatlichen Orga­
nen zur Anerkennung vor (§ 16 Kirchensteuerge­
setz) und macht sie nach der staatlichen Anerken­
nung mit den Beschlüssen nach § 5 Abs. 1 Ziffer 1 
im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Essen 
bekannt (§ 16 Kirchensteuerordnung). 

(3) Die Abstimmung erfolgt offen, wenn nicht 
wenigstens drei Mitglieder eine geheime Abstim­
mung beantragen. 

(4) Ein Mitglied kann bei persönlicher Beteiligung 
an der Beratung und Beschlussfassung nicht teil­
nehmen, wenn es befangen ist. Für die Bestim­
mung der Befangenheitsgründe finden die Vor­
schriften der Abgabenordnung über die Ausschlie­
ßung und Ablehnung von Amtsträgern und ande­
ren Personen (§§ 82 - 84 Abgabenordnung) sinn­
gemäß Anwendung. 

(5) Wenn feststeht, dass die Mitwirkung eines 
befangenen Mitglieds für das Abstimmungsver­
fahren entscheidend war, so hat dies die Ungül­
tigkeit des Beschlusses zur Folge. 

(6) Ob Befangenheit vorliegt oder vorgelegen 
hat, entscheidet der Kirchensteuerrat ohne Mit­
wirkung des Betroffenen. 

(7) Hat bei der Beschlussfassung ein Mitglied 
mitgewirkt, bei dem nachträglich festgestellt 
wird, dass die Voraussetzungen für die Mit­
gliedschaft nicht vorgelegen haben oder entfallen 
sind, wird die Gültigkeit der unter seiner Mitwir­
kung zustande gekommenen Beschlüsse nicht be­
rührt. 

§ 9 Sitzungsniederschrift 

(1) Über die Sitzungen des Kirchensteuerrats ist 
ein Protokoll zu fertigen, das Tag und Ort der 
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Sitzung, Namen der erschienenen Mitglieder so­
wie den Gegenstand, den wesentlichen Inhalt der 
Beratungen und die Beschlüsse wiedergibt. 

(2) Das Protokoll ist vom Vorsitzenden, dem 
Dompropst oder dessen entsandten Sitzungsver­
treter gemäß § 1 Abs. 1 Ziffer 2 und einem weite­
ren Mitglied des Kirchensteuerrats zu unterzeich­
nen. 

(3) Der Wortlaut des Protokolls wird den Mitglie­
dern zugesandt. 

§ 10 Ausschüsse 

Der Kirchensteuerrat kann aus seiner Mitte Aus­
schüsse bilden. Zu diesen Ausschüssen können 
sachverständige Personen, die nicht dem Kirchen­
steuerrat angehören, hinzugezogen werden. 

§ 11 Sedisvakanz 

An die Stelle des Diözesanbischofs tritt im Falle 
der Sedisvakanz der Diözesanadministrator. 

§ 12 Inkrafttreten 

Diese Fassung der Satzung tritt zum 01.01.2015 
in Kraft, entgegenstehende Bestimmungen außer 
Kraft. 

Essen, 01.12.2014 

+ Dr. Franz-Josef Overbeck 
Bischof von Essen 

L.S. 
Ursula R. Kanther 

Kanzlerin der Kurie 

Nr. 133 Änderung der Priesterbesoldungs­
und -versorgungsordnung des 
Bistums Essen vom 30.04.2003, 
Anlage 1 - Grundgehalt und Woh­
nungszulage 

Die Priesterbesoldungs- und -versorgungs­
ordnung des Bistums Essen vom 30.04.2003, -
Anlage 1 - Grundgehalt und Wohnungszulage 
erhält mit Wirkung vom 01.09.2013 folgende 
Fassung: 

A. Grundgehaltssätze 

Das Grundgehalt gemäß § 5 der 
Priesterbesoldungs- und -versorgungsordnung 
bestimmt sich nach der Besoldungsgruppe 

P 1 für Pfarrer mit eigenem Haushalt, 
P 3 für vic. coop. - Kapläne - mit eigenem 
Haushalt, 
P 10 *)für vic. coop. adiutores - Pastor - mit 
eigenem Haushalt, 
P 12 *)für vic. coop. mit eigenem Haushalt. 

*) Die Besoldungsgruppe P 10 gilt für Pfarrer, 
die aufgrund ihres Alters auf die Leitung einer 
Pfarrgemeinde verzichten, aber weiter alle seel­
sorglichen Dienste als vic. coop. adiutores mit 



Titel Pastor übernehmen, und zwar bis zum Ruhe­
stand. 

Die Besoldungsgruppe P 12 gilt für Priester, 
die aus persönlichen Gründen nicht die Leitung 
einer Pfarrgemeinde übernehmen bzw. übertra­
gen bekommen. 

Grundgehälter 
Monatsbeträge in EURO - ab 01.09.2013 
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Dienst- Besoldungs- Besoldungs- Besoldungs- Besoldungs-
alters- gruppe P 1 gruppe P 3 gruppe P 10 gruppe P 12 
Stufe Pfarrer vic. coop. vic. coop. vic. coop. 

- Kaplan - adiutores-
mit Haushalt mit Haushalt Pastor - mit Haushalt 

mit Haushalt 
3 2.539 2.493 

4 2.725 2.635 

5 2.911 2.779 

6 3.097 2.923 2.852 

7 3.283 3.064 3.022 

8 3.406 3.162 3.136 

9 3.530 3.256 3.530 3.250 

10 3.655 3.352 3.655 3.365 

11 3.779 3.447 3.779 3.479 

12 3.903 3.544 3.903 3.543 

Monatsbeträge in EURO - ab 01.09.2014 

Dienst- Besoldungs- Besoldungs- Besoldungs- Besoldungs-
alters- gruppe P 1 gruppe P 3 gruppe P 10 gruppe P 12 
Stufe Pfarrer vic. coop. vic. coop. vic. coop. 

- Kaplan - adiutores-
mit Haushalt mit Haushalt Pastor - mit Haushalt 

mit Haushalt 
3 2.612 2.565 

4 2.801 2.709 

5 2.989 2.855 

6 3.177 3.001 2.919 

7 3.365 3.144 3.091 

8 3.491 3.243 3.136 

9 3.616 3.339 3.616 3.322 

10 3.436 3.742 3.429 
3.742 

11 3.868 3.532 3.868 3.554 

12 3.994 3.630 3.994 3.619 

Ein Priester, dem freie Unterkunft und Verpfle­
gung gewährt wird, gilt als "Pfarrer / Kaplan / vic. 
coop. ohne eigenen Haushalt" im Sinne dieser 
Anlage; er erhält als Grundgehalt zwei Drittel des 
Grundgehaltes eines vergleichbaren "Pfarrer/ 
Kaplan / vic. coop. mit eigenem Haushalt". 

B. Wohnungszulage 

Die Wohnungszulage gemäß § 8 Absatz 3 und 
§ 15 Absatz 1 Buchstabe b der 
Priesterbesoldu ngs- und -versorgu ngsord nu ng 
beträgt ab 01.09.2013 monatlich 744,00 Euro, ab 
01.09.2014 monatlich 753,00 Euro. 

C. Schlussbestimmungen 

Im Übrigen gilt die Priesterbesoldungs- und -
versorgungsordnung in ihrer jeweiligen Fassung. 

D. Inkrafttreten 

Die vorgenannten Änderungen treten rückwirkend 
zum 01.09.2013 in Kraft. 

Essen, 10.11.2014 

+ Dr. Franz-Josef Overbeck 
Bischof von Essen 

Nr. 134 Beschlüsse der Bundeskommission 
der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes 
vom 26.06.2014 

Teil I 

A. Streichung der Anlage 7a zu den AVR 

1. Die Anlage 7a zu den AVR wird ersatzlos 
gestrichen. 

2. Die Änderung tritt am 01.07.2014 in Kraft. 

B. Entfristung der Anlage 20 zu den AVR 

1. In § 5 der Anlage 20 zu den AVR wird der 
letzte Halbsatz gestrichen. Damit lautet § 5 der 
Anlage 20 zu den AVR wie folgt: 

"§ 5 Inkrafttreten 

Diese Regelung tritt zum 1. Juli 2010 in Kraft." 

2. Diese Änderung tritt zum 01.07.2014 in 
Kraft. 

C. Einführung einer neuen Anlage 25 AVR 

1. In die AVR wird eine neue Anlage 25 einge­
fügt - Übergangsregelungen für caritative Träger, 
die das Tarifrecht des öffentlichen Dienstes an­
wenden -, die wie folgt lautet: 

"Anlage 25: Übergangsregelungen für caritative 
Träger, die das Tarifrecht des öffentlichen 
Dienstes anwenden 

§ 1 Geltungsbereich 

Diese Regelung gilt für caritative Träger, die 

die Grundordnung des kirchlichen Dienstes 
im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse (GrO) 
in ihr Statut übernommen haben und 

spätestens seit dem 01.10.2005 durchge­
hend die Tarifverträge für die kommunalen Ar­
beitgeber (TVöD-VKA bzw. TV-Ärzte-VKA und 
diese ergänzende Tarifverträge) anwenden. 



§ 2 Anwendung von Tarifverträgen 

Abweichend von den Bestimmungen der AVR wer­
den den Dienstverträgen der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Geltungsbereich nach § 1 die tarif­
vertraglichen Regelungen für die kommunalen 
Arbeitgeber (TVöD-VKA bzw. TV-Ärzte-VKA und 
diese ergänzende Tarifverträge) in ihrer jeweils 
gültigen Fassung zugrunde gelegt. 

§ 3 Informationspflicht 

Vom Geltungsbereich nach § 1 erfasste Träger 
haben eine schriftliche Information über die An­
wendung der Anlage an die Geschäftsstelle der 
Arbeitsrechtlichen Kommission zu senden. 

§ 4 Inkrafttreten 

Diese Regelung tritt zum 01.01.2014 in Kraft und 
ist zunächst bis zum 31.12.2016 befristet." 

2. Dieser Beschluss tritt zum 26.06.2014 in 
Kraft. 

Teil II 

D. Entfristung der Anlage 20 zu den AVR 

"Die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission verpflichtet sich, spätestens im Jahr 
2016 die Anlage 20 zu den AVR mit ihren Rege­
lungsinhalten erneut zu prüfen und gegebenen­
falls zu modifizieren." 

E. Grundsatzbeschluss zur Einführung einer 
neuen Anlage 25 AVR 

"Die neue Anlage 25 ist zunächst befristet. Lang­
fristiges Ziel ist es, die Anwendung der AVR in 
allen Einrichtungen der Caritas sicherzustellen. 
Daher wird die Bundeskommission eine Über­
gangsregelung erarbeiten, um die vom Geltungs­
bereich der neuen Anlage erfassten Träger in die 
AVR überzuleiten. 

Wird bis zum Ablauf der Geltungsdauer der neuen 
Anlage keine Überleitungsregelung erarbeitet, 
wird die Bundeskommission die Geltung der An­
lage entsprechend verlängern." 

Die vorstehenden Beschlüsse setze ich für das 
Bistum Essen in Kraft. 

Essen, 03.11.2014 

+ Dr. Franz-Josef Overbeck 
Bischof von Essen 
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Nr. 135 Festsetzung des Haushaltsplanes 
für das Haushaltsjahr 2015 

Der Kirchensteuerrat des Bistums Essen hat in 
seiner Sitzung am 15.11.2014 den 
Haushaltsplan 2015 beschlossen. Ich setze hier­
mit den nachgehefteten Haushaltsplan 2015 in 
Erträgen und Aufwendungen mit 

EUR 229.520.985 

fest. 

Der Kirchensteuerrat hat die Verwaltung ermäch­
tigt, im Bedarfsfall bei allen Ausgaben, zu denen 
das Bistum nicht durch Gesetz oder Vertrag ver­
pflichtet ist, notwendige Sperrungen der Haus­
haltsansätze anzuordnen. 

Essen, 17.11.2014 

+ Dr. Franz-Josef Overbeck 
Bischof von Essen 



Nr. 136 Haushaltsplan 2015 

~ 
Haushaltsplan 2015 

cu ..., 
ta .- Gesamtplan ... 
ta 
~ .-
> 

Ansatz 2015 Ansatz 2014 Ergebnis 2013 

-ta ... 
cu 
c Erträge aus Kirchensteuer 179.700.500 € 184.562.200 € 190.464.732 € 
cu 
CJ Erträge aus laufender Verwaltung 48.822.885 € 67.921.811 € 53.506.130 € 

c 
cu Finanzerträge 997.600 € 1.835.500 € 1.256.075 € 
.c 
u .- Außerordentliche Erträge O€ O€ O€ 

'i: 
:0 Rücklagenentnahmen O€ O€ O€ 

\.0 .c 
N U 
N ~ .-

r::a Summe Erträge (nach Entn. Rücklage) = 229.520.985 € 254.319.511 € 245.226.937 € 

~ 
CU 
"C 
C 
CU 
c::n Aufwendungen aus Kirchensteuer 14.789.000 € 23.589.851 € 24.664.917 € 

c 
::::s Aufwendungen aus laufender Verwaltung 197.625.459 € 196.970.828 € 187.934.958 € 
.c 
u 
ta 

Finanzaufwendungen 12.291.200 € 10.121.500 € 8.259.613 € 

E ..., Außerordentliche Aufwendungen 2.000.000 € O€ 2.500.000 € 

c 
C Rücklagenzuführungen 2.815.326 € 23.637.332 € 21.867.449 € 
ta 
~ 
CU 

r::a Summe Aufwendungen (nach Zuf. Rücklage) = 229.520.985 € 254.319.511 € 245.226.937 € 



Nr. 137 Entlastung für das Haushaltsjahr 
2013 

Bischof Dr. Franz-Josef Overbeck hat der Empfeh­
lung des Kirchensteuerrates vom 15.11.2014 ent­
sprochen und der Verwaltung uneingeschränkte 
Entlastung für die Jahresrechnung des Haushalts­
jahres 2013 erteilt. 

Essen, 17.11.2014 

Msgr. Klaus Pfeffer 
Generalvikar 

Nr. 138 Ökumenischer Bibelsonntag/ 
Ökumenische Bibelwoche 

Die Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen 
(ACK) schlägt gemeinsam mit dem Katholischen 
Bibelwerk e.V. und der Deutschen Bibelgesell­
schaft vor, den letzten Sonntag im Januar als 
ökumenischen Bibelsonntag zu feiern. Vielfach 
bildet er in den Gemeinden den Auftakt oder 
Abschluss einer ökumenischen Bibelwoche. Im 
Jahr 2015 findet der ökumenische Bibelsonntag 
am 25. Januar statt. Der vorgeschlagene Predigt­
text ist Galater 5,1- 12: Paulus, die Galater und 
die Botschaft von der Freiheit. 
Auf der Seite des Katholischen Bibelwerks 
(www.bibelwerk.de) stehen Bausteine für die Ge­
staltung eines Gottesdienstes zum Ökumenischen 
Bibelsonntag zum Download zur Verfügung. Ein 
Arbeitsbuch für eine Ökumenische Bibelwoche, 
eine Auslegung zum Galaterbrief und ein Teilneh­
merheft sind im Neukirchener Verlag erschienen 
und können im Buchhandel bestellt werden 
(Hans-Joachim Eckstein / Kerstin Offermann, Wis­
sen was zählt. Arbeitsbuch zur Ökumenischen 
Bibelwoche 2014/2015, ISBN 978-3-7615-6142-
3, 19,99 Euro; Wolfgang Baur, Wissen, was zählt, 
Teilnehmerheft Zugänge zum Galaterbrief Öku­
menische Bibelwoche 2014/2015, ISBN 978-3-
7615-6143-0, 1,99 Euro; Klaus Teschner, Von der 
Freiheit der Christen, Auslegungen zum Galater­
brief Ökumenische Bibelwoche 2014/2015, ISBN 
978-3-7615-6145-4, 2,99 Euro). Mithilfe dieser 
Materialien können auch Ökumenische Bibelwo­
chen oder Bibelabende zu anderen Zeiten im Jahr 
2015 gestaltet werden. 
Am 18.01.1935 hat in Karlsruhe die erste Bibel­
woche stattgefunden. Sie ist damit eine der älte­
sten Bibellesebewegungen im deutschsprachigen 
Raum, die 2015 ihren 80. Geburtstag feiert. An 
sieben Abenden einer Woche beschäftigen sich 
Christen intensiv mit Texten aus einem biblischen 
Buch. Seit mehr als 50 Jahren beteiligen sich an 
der ursprünglich evangelischen Initiative auch 
zahlreiche Gemeinden anderer Konfessionen. Und 
seit rund 25 Jahren wird die Bibelwoche als Öku­
menische Bibelwoche durchgeführt. 
Für weitere Informationen oder Unterstützung bei 
der Durchführung des Ökumenischen Bibelsonn­
tags und der Ökumenischen Bibelwoche wenden 
Sie sich bitte an das Bischöfliche Generalvikariat, 
Referat Ökumene, Volker Meißner, Tel.: 
0201. 2204-681, E-Mail: oeku mene@bistum­
essen.de. 
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Nr. 139 Gebetswoche für die Einheit der 
Christen 2015 

Die Materialien zur Gebetswoche für die Einheit 
der Christen 2015 vom 18.-25.01.2015 oder zwi-
schen Himmelfahrt und Pfingsten (14.-
24.05.2015) können ab sofort unter 
www.gebetswoche.de heruntergeladen werden. 
Das Gottesdienstheft (Verlag Butzon & Bercker, 
ISBN 978-3-7666-1972-3) und ein Plakat (mit der 
Möglichkeit zum Selbsteindruck von Terminen) 
sind ebenfalls ab sofort über den Buchhandel 
erhältlich oder können direkt bestellt werden bei: 
Verlagsauslieferung AZN - Auslieferungszentrum 
Niederrhein, Frau Heike Spill, Hoogeweg 100, 
47623 Kevelaer, Tel.: 02832 /929291, Fax: 
02832/929114, E-Mail: heike.spill@azn.de. Das 
Plakat kostet je 1 Euro, das Gottesdienstheft 
einzeln 2,50 Euro, ab 10 Stück 1 Euro und ab 100 
Stück 0,50 Euro, jeweils zzgl. Versandkosten. 
Die weltweite Gebetswoche für die Einheit der 
Christen wird gemeinsam getragen vom Ökume­
nischen Rat der Kirchen und dem Päpstlichen Rat 
zur Förderung der Einheit der Christen. Die Mate­
rialien für die Gebetswoche 2015 sind in Brasilien 
erstellt worden. Das Motto der Gebetswoche lau­
tet: "Gib mir zu trinken". Textgrundlage ist die 
Erzählung von Jesus und der Samariterin am 
Jakobsbrunnen, wie sie in Johannes 4 überliefert 
ist. Jesus bricht in der Begegnung mit der Samari­
terin mehrere Tabus und überwindet dadurch 
Grenzen: die Grenzen der Beziehung zwischen 
Mann und Frau im altorientalischen Kontext, die 
kulturelle und religiöse Frontstellung zwischen 
Juden und Samaritern, die Stigmatisierung der 
Frau als Ehebrecherin. Die Gebetswoche 2015 will 
die Augen dafür schärfen, wo solche Grenzen 
heute verlaufen und Christen aller Konfessionen 
darin zusammenführen, dass Jesus Christus ihnen 
hilft, in seiner Nachfolge Grenzen zu überwinden. 
Für weitere Informationen oder Unterstützung bei 
der Durchführung der Gebetswoche für die Einheit 
der Christen wenden Sie sich bitte an das Bischöf­
liches Generalvikariat, Referat Ökumene, Volker 
Meißner, Tel.: 0201.2204-681, E-Mail: oeku­
mene@bistum-essen.de 

Nr. 140 Zählung der sonntäglichen Gottes-
dienstteilnehmer am 01.03.2015 

Laut Beschluss der Deutschen Bischofskonferenz 
sollen für Zwecke der kirchlichen Statistik 
Deutschlands die Gottesdienstteilnehmerinnen 
und -teilnehmer einheitlich am zweiten Sonntag 
in der Fastenzeit (01.03.2015) gezählt werden. 
Zu zählen sind alle Personen, die an den sonntäg­
lichen HI. Messen (einschließlich Vorabendmesse 
und Gottesdienste in ausländischer Sprache) teil­
nehmen. Zu den Gottesdienstteilnehmer(inne)n 
zählen auch die Angehörigen anderer Pfarreien (z. 
B. Wallfahrer, Seminarteilnehmer, Touristen und 
Besuchsreisende) . 

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in 
den Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für 
das Jahr 2015 unter der Rubrik 
"Gottesdienstteilnehmer am zweiten Sonntag in 
der Fastenzeit" einzutragen. 



Nr. 141 Schließung des Bischöflichen 
Generalvikariates 

Das Bischöfliche Generalvikariat bleibt in der Zeit 
vom 24.12.2014 bis zum 02.01.2015 geschlos­
sen. Am 05.01.2015 stehen wir Ihnen wieder zur 
Verfügung. 

Nr. 142 Tag der Priester und Diakone im 
Bistum Essen am 12.01.2015 

Wie in jedem Jahr lädt unser Bischof Dr. Franz­
Josef Overbeck alle Priester und Diakone für Mon­
tag, 12.01.2015, ab 15.00 Uhr, in das Hotel 
Franz, Steeler Str. 261,45138 Essen, ein. 

Wir freuen uns, dass S. E. Walter Kardinal Kasper 
an diesem Tag zu uns sprechen wird. 

Nach Vortrag und Gespräch sind alle sehr herzlich 
zur Vesper und anschließendem Abendessen ein­
geladen. 

Eine persönliche Einladung wurde allen Geistli­
chen im Bistum zugesandt. Wegen der notwendi­
gen organisatorischen Vorbereitungen wird 
darum gebeten, die Antwortkarte unbedingt zu­
rückzuschicken. 

Essen, 18.11.2014 

Msgr. Klaus Pfeffer 
Generalvikar 

Nr. 143 Zuwendungsbestätigung für die 
Bischöfliche Aktion Adveniat 

Die Bischöfliche Aktion Adveniat hat Ihre Rechts­
form geändert. Seit dem 01.10.2014 ist sie ein 
eingetragener Verein und nicht mehr Sonderver­
mögen des Bistums Essen. Bei der Erteilung von 
Zuwendungsbestätigungen in den Kirchengemein­
den für Spenden, die auf Wunsch des Zuwenden­
den an Adveniat weitergeleitet werden, sind fol­
gende Finanzangaben zu machen: 

"Die Zuwendung wird entsprechend den Angaben 
des Zuwendenden an die Bischöfliche Aktion AD­
VENIAT e.V. weitergeleitet, der vom Finanzamt 
Essen Nord-Ost StNr. 111/5727/3767, mit Frei­
stellungsbescheid bzw. nach der Anlage zum Kör­
perschaftsteuerbescheid vom 08.01.2014 von der 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer befreit 
ist." 

Die Änderungen sind bereits in MW-Plus über­
nommen worden. An dieser Stelle möchten wir 
noch einmal darauf hinweisen, möglichst auf die 
aktuellen Spendenbescheinigungsmuster in MW­
Plus zurückzugreifen. 
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